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Architekturwettbewerbe

—
Architekturwettbewerbe zur Vergabe von 
Dienst-/Planungsleistungen für öffentliche 
Bauvorhaben im Oberschwellenbereich1   
unterliegen den Bestimmungen des Bun-
desvergabegesetzes (BVergG) 2018 über die 
elektronische Kommunikation.2 Dazu muss 
der öffentliche Auftraggeber eine elektroni-
sche Kommunikationsplattform (E-Vergabe-
Plattform)3 – leicht zugängig und unentgelt-
lich für die Bieter (Wettbewerbsteilnehmer) 

– bereitstellen.4  Über diese Plattform erfolgt 
der Austausch aller Dokumente und Infor-
mationen zwischen dem öffentlichen Auf-
traggeber und den Wettbewerbsteilnehmern 
(voll-)elektronisch – von der EU-weiten Be-
kanntgabe bis zur Vergabe der Dienst-/Pla-
nungsleistungen. Eine Ausnahme von der 
Pflicht zur elektronischen Kommunikation 
besteht u. a., wenn diese aufgrund der be-
sonderen Art des Auftrags bzw. des Wettbe-
werbs spezifische (z. B. nicht allgemein ver-
fügbare) Instrumente, Vorrichtungen oder 
Dateiformate erfordern würde, spezielle 
Bürogeräte erforderlich wären, der Schutz 
sensibler Informationen nicht gewährleistet 
werden kann oder die Einreichung von phy-
sischen Modellen verlangt wird.5 

Bei der E-Vergabe sorgt der öffentli-
che Auftraggeber dafür, dass über die Ein-
gabemaske und die Login-Daten der Bieter 
(Wettbewerbsteilnehmer) die Wettbewerbs-
dokumente und -daten und der Verfasser-
brief gesondert auf der E-Vergabe-Plattform 
hochgeladen und abgelegt werden können. Er 
und seine Erfüllungsgehilfen (Verfahrensbe-
treuer, Jurymitglieder, Berater) garantieren, 
dass die Bieterdaten sicher und anonymi-
siert im elektronischen Verfügungsbereich 
des Auftraggebers liegen und Wettbewerbs-
dokumente und Bieterdaten bis zum Öffnen 
der Verfasserbriefe/-daten sicher verwahrt 
werden. Die Anonymität wird über die elek-
tronische Verschlüsselung aller Bieterdaten 
(Fragen der Bieter, Wettbewerbsbeiträge, Ver-
fasserdaten) gewährleistet. Mit der elektroni-
schen/digitalen Signatur werden die mit elek-
tronischen Informationen verknüpften Daten 
des Signaturerstellers (Wettbewerbsteilneh-
mers) identifiziert und die Integrität signierter 
elektronischer Dokumente geprüft.6   

Verfahrensablauf aus der Sicht 
der Ziviltechniker:

1. Registrierung 

des Bewerbers mit Bieternamen und IP-Ad-
resse auf der E-Vergabe-Plattform. Der Be-

werber erhält nach erfolgreicher Registrie-
rung seine persönlichen Login-Daten.

2. Herunterladen der Ausschreibung 

Nach dem Einloggen auf der E-Vergabe-
Plattform kann der Bewerber alle Dokumen-
te der Ausschreibung von der Plattform he-
runterladen und auf seinem Server bzw. PC 
abspeichern.

3. Kommunikation während 
der Wettbewerbsfrist 

Ergänzungen oder Korrekturen von Doku-
menten des Auftraggebers, Fragen der Be-
werber und die Beantwortung der Fragen 
durch den Auftraggeber werden ausschließ-
lich über die E-Vergabe-Plattform anonym 
kommuniziert.

4. Abgabe der Wettbewerbsarbeit 
und des Verfasserbriefs 

Vor Ablauf der Angebotsfrist muss der Bieter 
alle Dokumente (Plakate, Pläne, Berechnun-
gen, Beschreibungen) seiner Wettbewerbs-
arbeit und, getrennt davon, den Verfasser-
brief auf die E-Vergabe-Plattform hochladen. 
Die Wettbewerbsdokumente und der Verfas-
serbrief werden elektronisch verschlüsselt 
übermittelt und gespeichert.

5. Aufhebung der Anonymität 
und Bekanntgabe des 
Wettbewerbsergebnisses 

Nach Abschluss der Wettbewerbsjurierung 
und der Reihung der Wettbewerbsprojekte/ 

-entwürfe öffnet der Auftraggeber den „elek-
tronischen Tresor“ mit den Verfasserbriefen.

Der Ausschuss Wettbewerbe der Kammer 
der ZiviltechnikerInnen für Wien, Nieder-
österreich und Burgenland empfiehlt den 
Auftraggebern die E-Vergabe und die elek-
tronische Durchführung von Architektur-
wettbewerben. Bei den von der Kammer 
kooperierten  Wettbewerben (Grüne-Hand-
Symbol) sind die Verfahrensorganisato-
ren und das Betreuerteam des Ausschusses 
Wettbewerbe mit der elektronischen Durch-
führung der Wettbewerbe vertraut und ste-
hen den Auftraggebern auch beratend zur 
Seite. 
—
Heinz Priebernig
—
—

Elektronische Wettbe-
werbsdurchführung

1 Schwellenwerteverordnung 2018, BGBl. II 
Nr. 211/2018 (gültig vom 21. August 2018 
bis 21. Dezember 2022), Werte ab 1. Jänner 
2020 für Dienstleistungsaufträge gemäß 
BVergG 2018: 214.000 Euro geschätzter 
Auftragswert für den klassischen  
Bereich (§ 12), 428.000 Euro für Sektoren-
auftraggeber (§ 185). Zur Berechnung  
des geschätzten Auftragswerts siehe  
§ 16 BVergG 2018. 

2 § 48 Abs. 2 BVergG 2018: „Im Ober-
schwellenbereich hat die Kommunikation 
zwischen öffentlichem Auftraggeber 
und Unternehmer […] elektronisch zu 
erfolgen.“ Im Unterschwellenbereich ist 
die E-Vergabe in Österreich noch nicht 
vorgeschrieben. In Deutschland z. B. ist 
die E-Vergabe von Dienstleistungen auch 
im Unterschwellenbereich vorgeschrieben, 
vgl. dazu die Unterschwellenvergabe- 
ordnung (UVgO).

 Zur verpflichtenden elektronischen 
Kommunikation zwischen öffentlichem 
Auftraggeber und Bieter siehe Art. 22  
der Richtlinie 2014/24/EU.

3 E-Vergabe-Plattformen: ankoe.at,  
lieferanzeiger.at, auftrag.at, vemap.com …

4 § 48 Abs. 5 BVergG 2018: „Die für die 
elektronische Kommunikation zu ver-
wendenden Kommunikationsmittel sowie 
deren technische Merkmale dürfen keinen 
diskriminierenden Charakter haben, 
müssen allgemein verfügbar sowie mit den 
allgemein verbreiteten Erzeugnissen der 
Informations- und Kommunikationstech-
nologie kompatibel sein und dürfen den 
Zugang des Unternehmers zum Vergabe-
verfahren nicht beschränken.“

 § 48 Abs. 11 Z 2 BVergG 2018: „die Infor-
mationen über die Spezifikationen für die 
elektronische Übermittlung der Angebote, 
Wettbewerbsarbeiten und Teilnahmean-
träge, einschließlich Informationen über 
Verschlüsselung und Zeitstempel, müssen 
dem Unternehmer zugänglich sein.“  
Die Anforderungen an die Instrumente und 
Vorrichtungen für die E-Vergabe, d. h. für 
die elektronische Entgegennahme von An-
geboten, Teilnahmeanträgen, Prüfanträgen 
sowie Plänen und Entwürfen für Wettbe-
werbe, sind im Anhang V des BVergG 2018 
beschrieben.

5 § 48 Abs. 6 BVergG 2018.
6 Priebernig, Baudurchführung + AVA 2019, 

TU Verlag, Wien 2019, S. 136: „Der Daten-
austausch vom Absender zum Empfänger 
erfolgt nach Verschlüsselung der zu sig-
nierenden Datei mittels Signatur-Software 
mit dem geheimen Signaturschlüssel 
elektronisch via Internet. Der Empfän-
ger verifiziert das elektronisch signierte 
Dokument mittels Prüf-Software mit Hilfe 
des öffentlichen Prüfschlüssels, z. B. als 
Online-Prüfung via Internet.“

 Siehe dazu das Signaturgesetz (SigG), 
BGBl. I Nr. 190/1999 i. d. F. BGBl. I Nr. 
27/2019: Dem Signator sind Signaturerstel-
lungs- und Signaturprüfdaten zugeordnet, 
das sind einmalige Daten wie Codes oder 
private Signaturschlüssel, die der Signator 
zur Erstellung einer elektronischen 
Signatur verwendet. Die Codes oder der 
öffentliche Signaturschlüssel dienen der 
Überprüfung einer elektronischen Signa-
tur. Signatur- und Zertifizierungsdienste 
stellen Signaturprodukte und -verfahren 
im Zusammenhang mit elektronischen 
Signaturen bei. Ein qualifizierter elekt-
ronischer Zeitstempel bescheinigt, dass 
bestimmte elektronische Daten zu einem 
bestimmten Zeitpunkt vorgelegen sind.

Wettbewerbsbeiträge

Planrolle versus elektronische Abgabe
—
Mit der Festlegung der E-Vergabe im Bun-
desvergabegesetz 2018 wurden die Richtli-
nien 2014/24/EU und 2014/25/EU auch in 
Österreich umgesetzt. Die Umsetzung war 
eine Muss- und keine Kann-Bestimmung. 
Die Skepsis innerhalb der Architektenschaft 
war am Anfang sehr groß und ist es teilwei-
se noch immer: Wie wird die Anonymität 
gewahrt? Wie wird die Druckqualität der 
Pläne gewährleistet? Werden die Pläne wo-
möglich gar nicht mehr ausgedruckt, werden 
somit die essentiellen Diskussionen der Jury 
vor analogen Plänen in Zukunft entfallen? 
Das waren nur einige der Fragen, die es gab.

Seit der Einführung sind drei Jahre ver-
gangen, es ist viel diskutiert worden und nach 
wie vor sind Mischungen zwischen analogen 
und digitalen Wettbewerbsverfahren zu fin-
den. Nach ausführlichen Diskussionen und 
dem Abwägen von Für und Wider bekennt 

sich die Ziviltechnikerkammer für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland mittler-
weile vollständig zur elektronischen Abga-
be und empfiehlt sie bei den Kooperationen. 
Der Grund dafür ist, dass die geleistete Arbeit 
nicht z. B. durch Einsprüche und Widersprü-
che gefährdet werden soll. Bei parallelen Ab-
gaben von analogen und digitalen Dokumen-
ten bleibt das Risiko der Prüfung auf idente 
Unterlagen bei der Verfahrensorganisation 
und der Ausloberin und ist eine Fehlerquelle. 
Mit der Angabe von Druckqualitäten soll den 
Teilnehmern mehr Sicherheit über das Ausse-
hen ihrer Pläne gegeben werden.

Mittlerweile haben sich auch die Mög-
lichkeiten für eine anonyme Abwicklung auf 
den dafür entwickelten Plattformen verbes-
sert und mit dem Auftragnehmerkataster 
Österreich (ANKÖ) laufen aktuell Abstim-
mungsgespräche über eine Verbesserung der 

Bedienung der Plattform. Natürlich bedeutet 
es eine Umstellung, und ja, das Einrollen der 
Bestandteile der Wettbewerbsarbeit und die 
letzte persönliche Kontrolle gehören für viele 
zum Wettbewerb dazu. Sich dem Fortschrei-
ten der Digitalisierung entgegenzustellen ist 
aber auf Dauer nicht möglich, und es behin-
dert uns auch bei der Teilnahme an ausländi-
schen Wettbewerben.

Kleine Verfahren im Unterschwellenbe-
reich sind von der Verpflichtung zur elektro-
nischen Abwicklung ausgenommen und wer-
den mehrheitlich analog durchgeführt. Das 
ist besonders in Gemeinden noch ein wich-
tiges Argument für das Instrument Wettbe-
werb. 
—
Katharina Fröch
—
—

Raumbildende Verglasung 
von Balkonen
(§ 60 Abs. 1 lit. a, § 62 Abs. 1 Z 2 
Wiener Bauordnung)

Bei einem angezeigten Bauvorhaben 
soll ein Bauteil mit einer Länge von 6,11 
Metern und einer Breite von 3,30 Me-
tern in der Art verglast werden, dass die 
Verglasung nicht vollumfänglich er-
folgt, sondern ein Teil in der Breite von 
ca. 90 Zentimetern frei bleibt. Diese 
Stelle kann auch nicht durch verschieb-
bare Glaselemente verschlossen werden. 
Das Verwaltungsgericht und nachfol-
gend der Verwaltungsgerichtshof haben 
darin eine raumbildende Verglasung ei-
nes Balkons und damit einen bewilli-
gungspflichtigen Zubau eines zusätzli-
chen Raumes erkannt.
Der VwGH hat begründend darauf ver-
wiesen, dass eine Loggia ein nach vorne 
offener, von seitlichen Wänden, einem 
Fußboden und einer Decke begrenz-
ter Raum ist, der in der Regel anderen 
Räumen einer Wohnung vorgelagert 
und zum Unterschied von einem Bal-
kon, der immer an der Hausfront ein-
gesetzt ist, meist in das Gebäude einge-
schnitten ist. Ein Raum liegt dann vor, 
wenn eine Fläche zumindest zur Hälfte 
ihres Umfangs von Wänden umschlos-
sen und von einer Deckfläche abge-
schlossen ist. Durch die bloße Vergla-
sung eines Raumes erfolgt keine 
Kubaturvergrößerung und damit 
kein Zubau. 
Diesen Definitionen zufolge liege im  
gegenständlichen Fall keine Loggia vor, 
weil der Vorbau an zwei Seiten und ei-
nem kleinen Teil der dritten Seite offen 
sei. Die Revision hatte zur Annahme ei-
nes bereits bestehenden Raumes bzw. 
einer raumbildenden Loggia ins Treffen 
geführt, dass die in den westlichen Eck-
bereichen innerhalb des „Balkons“ si-
tuierten tragenden Säulen als Wand zu 
berücksichtigen und in die Umfang-
berechnung einzubeziehen seien. Dem 
entgegnete der VwGH, dass die Säulen 
schon aufgrund ihrer örtlichen Situie-
rung nicht als Verlängerung der Außen-
wand angesehen werden können.
Somit wurde die im November 2019 
angezeigte Bauführung, nämlich die 
Errichtung einer Verglasung eines Be-
standsbalkons, als bewilligungspflichti-
ger Zubau untersagt.
(VwGH 16.3.2021, Ra 2020/05/0260)
—
Gerald Fuchs
—
—

Entscheidung des VwGH 
zum Begriff des Raumes.

Kolumne

Mag. Gerald Fuchs 
— 
Referatsleiter bei der MA 37 (Baupolizei), 
Stabsstelle Recht, Experte für Legistik und 
Rechtsfragen im Wiener Baurecht
—
—
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